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Geschönte Abtreibungsstatistik oder Steuergeldverschwendung ? 

 

Stellungnahme für die Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landtages von Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf, 27. März 2019 

 

 

Vorbemerkung: Es gibt keinen Grund, dem Statistischen Bundesamt vorzuwerfen, dass es 

die Abtreibungsstatistik „schönen“ und das heißt fälschen würde. Im Gegenteil, das 

Statistische Bundesamt bemühte sich wiederholt, diese Statistik zu verbessern (vgl. Punkt 7). 

Dennoch muss  festgestellt werden, dass die Abtreibungsstatistik viel zu niedrige Zahlen 

enthält und dass das Statistische Bundesamt dies zu unterschiedlichen Zeiten mit 

unterschiedlichen Worten und in unterschiedlicher Deutlichkeit sagt. 

 

 

I. Aufgaben des Bundes: Abtreibungsstrafrecht und Abtreibungsstatistik 

 

1. Abtreibung ist die beabsichtigte und direkte Tötung eines menschlichen Lebens in dem 

zwischen Empfängnis und Geburt liegenden Anfangsstadium seiner Existenz. Sie verletzt das 

Recht auf Leben des ungeborenen Kindes, das „nicht erst durch die Annahme seitens der 

Mutter begründet“ wird, so das Bundesverfassungsgericht im Urteil zur Reform des § 218 

StGB vom 28. Mai 1993 (BVerfGE 88, 203). Der Lebensschutz des ungeborenen Kindes hat, 

so das Gericht schon in seinem ersten Urteil zur Reform des § 218 StGB vom 25. Februar 

1975, „grundsätzlich für die gesamte Dauer der Schwangerschaft Vorrang vor dem 

Selbstbestimmungsrecht der Schwangeren“ (BVerfGE 39, 1). Das Grundgesetz verpflichtet 

den Staat, Kinder auch vor der Geburt zu schützen. Dem dient nicht nur das 

Abtreibungsstrafrecht, sondern auch eine ganze Reihe sozialpolitischer Gesetze und 

Maßnahmen, die Mutter und Kind schützen, und nicht zuletzt Art.6 GG. 

 

2. Abtreibung ist eine Straftat, die nach dem Abtreibungsstrafrecht geahndet wird. Der Staat 

kann allerdings, so das Bundesverfassungsgericht bereits in seinem Urteil 1975,  „die 

grundsätzlich gebotene rechtliche Missbilligung des Schwangerschaftsabbruchs auch auf 

andere Weise zum Ausdruck bringen als mit dem Mittel der Strafdrohung. Entscheidend ist, 

ob die Gesamtheit der dem Schutz des ungeborenen Lebens dienenden Maßnahmen einen … 

tatsächlichen Schutz gewährleistet“  (BVerfGE 39,1). Deshalb hat das Gericht in seinem 

zweiten Urteil 1993 den Paradigmenwechsel vom Schutz des ungeborenen Kindes durch 

Strafandrohung hin zum Schutz durch eine Beratungspflicht als verfassungskonform 

bezeichnet. Es hat allerdings dem Gesetzgeber eine „Korrektur- oder Nachbesserungspflicht“ 

auferlegt, wenn sich nach hinreichender Beobachtungszeit herausstellt, „dass das Gesetz das 

von der Verfassung geforderte Maß an Schutz nicht zu gewährleisten vermag“ (BVerfGE 88, 

309). Dieser Überprüfungspflicht ist der Gesetzgeber bis heute nicht nachgekommen. 
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3. Die Schwierigkeiten mit der Abtreibungsstatistik wollte der Gesetzgeber in seiner Reform 

des § 218 StGB 1992 dadurch lösen, dass er beschloss, die Abtreibungsstatistik abzuschaffen. 

Dies hat das Bundesverfassungsgericht verhindert: Es sei mit der Schutzpflicht des Staates 

nicht zu vereinbaren, „auf jede staatliche Statistik über Schwangerschaftsabbrüche zu 

verzichten“. Der Gesetzgeber würde sich damit des Erfahrungsmaterials berauben, „dessen er 

für die Beobachtung der Auswirkungen seines Schutzkonzepts bedarf“ (BVerfGE 88, 311). 

Die Abtreibungsstatistik soll also helfen, den Erfolg des Paradigmenwechsels zu überprüfen. 

 

4. Eine Abtreibungsstatistik gibt es in Deutschland seit 1972 (DDR) bzw. 1976/77 (BRD). 

Die gesetzlichen Voraussetzungen dieser Statistik, die Erhebungsmerkmale und die 

Auskunftspflicht der Ärzte und Krankenhäuser, die Abtreibungen durchführen, sind in den    

§§ 15-18 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes (SchKG) sowie im Bundestatistikgesetz 

geregelt. Nach dieser Statistik wurden seit der Legalisierung der Abtreibung bis zum 31. 12. 

2018 6.075.891 Abtreibungen durchgeführt. Diese Zahl muss ergänzt werden um eine 

Dunkelziffer, für die es naturgemäß keine exakten Zahlen gibt. Aber es gibt plausible 

Schätzungen, die zu dem Schluss führen, dass die Zahl der gemeldeten Abtreibungen nahezu 

verdoppelt werden muss. Das dem Statistischen Bundesamt angegliederte Bundesinstitut für 

Bevölkerungsforschung vermutete 2004, „dass nur etwa 60% der Schwangerschaftsabbrüche 

durch die Statistik gezählt werden“. Die abtreibungsfreundliche, verschiedene europäische 

Länder vergleichende holländische Stimezo—Studie (1985) ging von mindestens 260.000 

Abtreibungen jährlich allein in Westdeutschland aus und Christian Fiala, erfahrener und 

bekannter Abtreibungsarzt in Wien meinte 2014, dass die offizielle Abtreibungszahl in 

Deutschland um das zwei- bis dreifache vermehrt werden müsse. Das Statistische Bundesamt 

gibt die Abtreibungszahlen pro Quartal und Jahr bekannt. Es addiert nicht die jährlichen 

Zahlen, hat meine Addition aber am 19. Februar 2015 bestätigt. Da die Zahl der gemeldeten 

Abtreibungen von rund 131.000 1996 auf rund 99.000 2016 zurückging (2018 100.986), 

werden die Quartalszahlen in der Regel mit der Botschaft „Immer weniger Abtreibungen“ 

verkündet. Verschwiegen wird dabei zum einen, dass die Zahl der Frauen im gebärfähigen 

Alter (15- 44) von 17,11 Millionen 1996 auf 14,11 Millionen 2016 zurückging, zum andern, 

welche Lücken die Abtreibungsstatistik hat. (Vgl. Punkt 6 bis 8). 

 

5. In der Diskussion über Erfolg bzw. Misserfolg der Reform des Abtreibungsstrafrechts 1976 

wurde auch von der Regierung Kohl Ende der 80er Jahre oft behauptet, vor der Reform habe 

es in Deutschland 400 bis 500.000 Abtreibungen jährlich gegeben. Diese Behauptungen 

dienten dem Zweck, die Reform von 1976 als Erfolg zu präsentieren. Kohl, Süssmuth und 

Geißler übernahmen dabei abwegige Behauptungen von Pro Familia, die die 

Abtreibungsstatistik für politische Ziele instrumentalisierte. Wie abwegig diese Behauptungen 

waren, zeigte sich in einer Anhörung des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform des 6. 

Deutschen Bundestages Anfang der 70er Jahre, in der über die Krankenkassenfinanzierung 

der Abtreibungen diskutiert wurde. Auf die Frage, welche Kosten die Krankenkassen zu 

erwarten hätten, antwortete der Vertreter des Justizministeriums, sie müssten von 75 bis 

80.000 Abtreibungen jährlich ausgehen.  
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6. Auf die Lücken der Abtreibungsstatistik hat das Statistische Bundesamt auch nach 1996 

noch oft hingewiesen. Eine erste Lücke ist bereits die Erhebungsgrundlage: Nach § 18 Abs. 3 

SchKG sollen die Landesärztekammern dem Statistischen Bundesamt die Anschriften der 

Ärzte und Krankenhäuser übermitteln, die Abtreibungen vornehmen, damit das Statistische 

Bundesamt ihnen dann den Erhebungsbogen schicken kann. Auf meine Frage, ob die 

Landesärztekammern dieser Pflicht nachkommen, antwortete der zuständige Mitarbeiter des 

Statistischen Bundesamtes im März 2019 nur „Schön wär’s“. In den Ländern gibt es keine 

einheitliche Erfassungsgrundlage für die Gewinnung der Anschriften. Häufig lägen dort, so 

das Statistische Bundesamt 1999, „keine oder nur unzureichende Erkenntnisse vor. Eine 

Vorbefragung von ambulant niedergelassenen Gynäkologinnen und Gynäkologen 

ausgewählter Bundesländer zur Klärung des Kreises der Auskunftspflichtigen …führte 

ebenfalls nicht zur sicheren Abgrenzung, da die Wahrhaftigkeit der Antwort nicht überprüfbar 

ist. Auch Antwortverweigerungen sind zu verzeichnen. So ist nicht auszuschließen, dass 

ambulante Einrichtungen, in denen Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden, weder 

den Landesärztekammern noch dem Statistischen Bundesamt bekannt sind. Außerdem sind in 

den Zahlen der Schwangerschaftsabbruchstatistik die unter einer anderen Diagnose 

angegebenen und die im Ausland vorgenommenen Schwangerschaftsabbrüche nicht 

enthalten“. Ab 2001 unterblieb dieser Hinweis, obwohl sich weder die Rechtsgrundlagen der 

Abtreibungsstatistik noch die Meldeverfahren geändert haben. Seit einigen Jahren wird nur 

mitgeteilt, „der Kreis der Berichtspflichtigen wird systematisch vervollständigt“.  

 

7. Am 18. April 2000 besuchte mich die damals für die Abtreibungsstatistik zuständige 

Mitarbeiterin des Statistischen Bundesamtes, Frau Dr. Köhler. Sie bat um Vorschläge zur 

Verbesserung der Abtreibungsstatistik. Aber es sollten Vorschläge sein, die „kein Geld 

kosten“. Ich hatte jedoch nur Vorschläge, die Geld kosten: Untersuchungen in den einzelnen 

Feldern der Dunkelziffer: Differenzen zwischen gemeldeten und abgerechneten 

Abtreibungen; Abtreibungen, die von Privatkassen bezahlt werden; Abtreibungen, die unter 

einer falschen Ziffer der ärztlichen Gebührenordnung abgerechnet werden; im Ausland 

durchgeführte Abtreibungen; heimliche Abtreibungen, die anhand von Folgebehandlungen 

erkennbar sind. Ein späterer Vorschlag, der kein Geld kostete, wird seit einigen Jahren 

berücksichtigt: die sog. „Mehrlingsreduktionen“ oder „fetalen Reduktionen“ nach künstlicher 

Befruchtung werden inzwischen in der Abtreibungsstatistik aufgeführt, wobei allerdings eine 

erhebliche Differenz zwischen der Abtreibungsstatistik des Statistischen Bundesamtes und 

dem Jahrbuch der deutschen Reproduktionsmediziner, dem Deutschen IVF-Register, 

festzustellen ist. In letzterem sind sie deutlich höher. 

 

8. Wichtigstes Indiz dafür, dass die Abtreibungszahlen des Statistischen Bundesamtes zu 

niedrig sind, ist die Abrechnungsstatistik der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, die die 

ambulant und belegärztlich durchgeführten Abtreibungen erfasst. Die Zahl der abgerechneten 

Abtreibungen war in den 80er Jahren immer rund 50% höher als die Zahl der gemeldeten 

Abtreibungen. So standen 1987 den rund 59.000 gemeldeten Abtreibungen 87.000 

abgerechnete ambulant und belegärztlich durchgeführte Abtreibungen gegenüber. Den  4.874 

Abtreibungen nach medizinischer und kriminologischer Indikation in der Statistik des 

Statistischen Bundesamtes standen 1996 7.530 in der Abrechnungsstatistik der 



 

4 

 

Bundesärztekammer gegenüber. Diese Differenzen zwischen gemeldeten und abgerechneten 

Abtreibungen erklären auch die Differenzen zwischen den vom Statistischen Bundesamt 

gemeldeten Abtreibungen und den Erstattungsfällen nach § 4 des Gesetzes zur Hilfe für 

Frauen bei Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen (HiG), wobei diese Differenzen 

in Nordrhein-Westfalen 2017 bei 22.034 Erstattungen gegenüber 21.448 gemeldeten 

Abtreibungen (2016 21.658 gegenüber 21.041 und 2015 22.915 gegenüber 20.783)  deutlich 

geringer sind als die zwischen den vom Statistischen Bundesamt gemeldeten und den von der 

Bundesärztekammer in der Abrechnungsstatistik registrierten Abtreibungen. 

 

9. Weitere Felder, deren Untersuchung zu genaueren Abtreibungszahlen führen würde: Die 

Abrechnungen der privaten Krankenkassen, bei denen rund 10 % der Versicherten versichert 

sind. Die Abtreibungen, die unter falschen Ziffern der ärztlichen Gebührenordnung 

abgerechnet werden. Nach Vermutungen der Bundesärztekammer sind dies rund 10 %. Für 

solche „falschen“ Abrechnungen kommen die Ziffern GOÄ 1041 (Entfernung von 

Nachgeburt oder Nachgeburtsresten und/oder Beendigung einer Fehlgeburt, 2001 12.521 

Fälle), 1060 (Ausräumung einer Blasenmole oder einer missed abortion, 2001 26.250 Fälle) 

und 1104 (Abrasio der Gebärmutterhöhle und des Gebärmutterhalskanals/Entfernung von 

Polypen oder Fremdkörpern, 2001 189.029 Fälle) bzw. die entsprechenden Ziffern EBM 

01905, 01906 und 40156 in Frage. Abtreibungen im Ausland gibt es nach wie vor, vor allem 

in den Niederlanden (u.a. in Heemstede und in Utrecht, wo Abtreibungen bis zur 23. Woche 

durchgeführt werden, aber auch in Arnhem und in Roermond). Das Allensbacher Institut für 

Demoskopie stellte in einer Untersuchung 1988 fest, dass 14% der Abtreibungen im Ausland 

durchgeführt werden. Hier wären neuere Untersuchungen fällig. Dass es auch nach der 

Legalisierung der Abtreibung noch heimliche und privat bezahlte Abtreibungen gibt, 

demonstrierte Ende der 80er Jahre der Fall des Memminger Frauenarztes Horst Theißen, der 

durch die Steuerfahndung aufgedeckt wurde. 

 

 

 

II. Aufgaben der Länder: Kostenerstattung nach § 4 des Gesetzes zur Hilfe für Frauen 

bei Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen sowie Zulassung, Überprüfung 

und Finanzierung der Beratungsstellen und der Abtreibungseinrichtungen nach §§ 3, 4, 

8, 9, 10 und 13 Abs. 2 SchKG 

 

10. Die Länder wurden durch die Reform der §§ 218ff. StGB 1995 nicht nur verpflichtet, den 

Krankenkassen die Kosten für die Vorfinanzierung der Abtreibungen zu erstatten, sondern 

auch ein plurales Angebot an Schwangerenberatungsstellen sicherzustellen, die staatliche 

Anerkennung der Beratungsstellen zu verantworten, die Beratungsstellen alle drei Jahre zu 

überprüfen und ein ausreichendes Angebot an Einrichtungen zur Vornahme von Abtreibungen 

sicherzustellen. Alle Aufgaben, die die Beratungsstellen und die Abtreibungseinrichtungen 

betreffen, sind im SchKG geregelt, die Kostenerstattung für die Abtreibung im Gesetz zur 

Hilfe für Frauen bei Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen (HiG), das auch Teil 

des SchKG (Art. 19-23) ist. 
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11. Die Sicherstellung eines pluralen Angebots an Beratungsstellen (§§ 3 und 8 SchKG) war 

nach dem Ende 1999 beschlossenen Ausscheiden der katholischen Kirche aus der 

nachweispflichtigen Schwangerschaftskonfliktberatung nach § 5 und 6 SchKG heftig 

umstritten, weil viele Länder, allen voran Bayern, aber auch Nordrhein-Westfalen, den 

kirchlichen Beratungsstellen keine Finanzierung mehr zukommen lassen wollten, da sie den 

Verein Donum Vitae, der die nachweispflichtige Konfliktberatung und damit den 

Beratungsschein weiterhin anbot, als Vertretung der katholischen Kirche betrachteten. Es 

bedurfte vieler Interventionen, um den Ländern deutlich zu machen, dass sie nicht das Recht 

haben, zu definieren, was katholisch ist, dass dies vielmehr eine Angelegenheit der Kirche 

selbst ist und ihre eigenmächtige Einstufung des Vereins Donum Vitae als katholisch gegen 

das Grundgesetz (Art. 140 i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) und gegen Art. 1 des 

Reichskonkordats verstößt. Der Streit um die Finanzierung der kirchlichen Beratungsstellen in 

Nordrhein-Westfalen ging bis vor das Bundesverwaltungsgericht, das in einem Urteil vom 15. 

Juli 2004 ein Urteil des OVG Münster bestätigte und feststellte, dass auch Beratungsstellen, 

die nur nach § 2 SchKG beraten, ohne sich an der Schwangerenkonfliktberatung zu beteiligen 

und den Beratungsschein auszustellen, Anspruch auf öffentliche Förderung nach § 4 Abs. 2 

SchKG haben. Das Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zum SchKG vom 9. 

Dezember 2014 regelt die Finanzierung der Beratungsstellen unter Berücksichtigung dieses 

Urteils. 

 

12. Die Aufgaben der Beratungsstellen sind bereits in § 219 StGB genannt. Die Beratung 

muss dem Schutz des ungeborenen Kindes dienen. Sie soll die Frau zur Fortsetzung der 

Schwangerschaft ermutigen, ihr Perspektiven für ein Leben mit dem Kind eröffnen und 

helfen, eine verantwortliche und gewissenhafte Entscheidung zu treffen. Die Beratungsstelle 

hat der Schwangeren nach Abschluss der Beratung einen Schein auszustellen. Der Versuch 

Bayerns, in einem eigenen Ausführungsgesetz zum SchKG, dem Bayerischen 

Schwangerenhilfeergänzungsgesetz von 1996, die Vorgaben für die Beratung und die 

Abtreibungsärzte im Sinne des Lebensschutzes zu präzisieren (Die Beraterin sollte 

entscheiden können, wann eine Beratung abgeschlossen ist und Ärzte sollten nicht mehr als 

25 % ihrer Einnahmen aus Abtreibungen generieren können), scheiterte 1998 vor dem 

Bundesverfassungsgericht. In seinem dritten großen und meist ignorierten Urteil zur Reform 

des Abtreibungsstrafrechts stellte das Gericht fest, dass ein Bundesland zu solchen 

Präzisierungen keine Kompetenz habe, dass eine Schwangere den die Abtreibung 

ermöglichenden Schein auch dann erhalten müsse, wenn „sie die Gründe, die sie zum 

Schwangerschaftsabbruch bewegen, nicht genannt hat“ und dass die Beschränkung der 

ärztlichen Einnahmen aus Abtreibungen gegen die Berufsfreiheit des Arztes verstoße 

(BVerfGE 98, 324f.). Ob alle Beratungsstellen bzw. ihre Träger die Vorgaben des § 219 StGB 

beachten, ist zweifelhaft. Vor allem die Beratungsstellen von Pro Familia stehen in dem Ruf, 

den Schein sehr schnell auszuhändigen, den der Arzt benötigt, damit aus der Straftat der 

Tötung eines ungeborenen Kindes eine medizinische Dienstleistung wird. Die Aufgaben der 

Länder nach dem SchKG bestehen darin, über die staatliche Anerkennung der Beratungsstelle 

zu entscheiden und alle drei Jahre zu prüfen, ob sie die Voraussetzungen der Anerkennung 

noch erfüllen. Die Verfahren der Überprüfung sind ihrerseits zu überprüfen. Bisher ist kein 

Fall einer Aberkennung der staatlichen Anerkennung bekannt geworden. Sollten sich die 
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Behörden bei ihrer Überprüfung damit begnügen,, von den Trägern der Beratungsstellen eine 

schriftliche Versicherung zu verlangen, dass sie die Bedingungen für die Anerkennung 

einhalten, wäre dies wohl keine echte Prüfung. 

 

13. Zu den Aufgaben der Länder gehören nicht nur die Zulassung, Überprüfung und 

Finanzierung der Beratungsstellen, sondern nach § 13 Abs. 2 SchKG auch die Sicherstellung 

eines ausreichenden Angebots an ambulanten und stationären Abtreibungseinrichtungen. Dass 

der Staat es als seine Aufgabe betrachtet, ein flächendeckendes Netz an Tötungseinrichtungen 

vorzuhalten, ist schwer zu begreifen. Es widerspricht rechtsstaatlichen Prämissen, zu denen 

gehört, Unschuldige nicht zu töten, Konflikte nicht mit Gewalt zu lösen und allen Beteiligten 

eine Stimme zu geben. Da der Gesetzgeber die Abtreibung zur Sachleistung der 

Krankenkassen deklariert hat, schulden die Kassen ihren Mitgliedern nicht Geld, sondern die 

ärztliche Maßnahme der Tötung ungeborener Kinder selbst. Dies veranlasste nicht nur 

Verfassungsrechtler und Sozialethiker, sondern auch die Deutsche Bischofskonferenz am 28. 

September 1995 zu der Feststellung „Der Staat tötet“.  Während manche Länder sich in ihren 

Ausführungsgesetzen zum SchKG ausführlich zu dieser Aufgabe äußern (z. Bsp. Bayern), ist 

im Ausführungsgesetz von Nordrhein-Westfalen dazu nichts zu finden. 

 

14 a) Last but not least ist es nach § 4 HiG bzw. § 20 SchKG Aufgabe der Länder, den 

Krankenkassen die Abtreibungskosten für Frauen zu erstatten, denen die Aufbringung der 

Mittel für den Abbruch ihrer Schwangerschaft nach § 218a Abs.1 StGB nicht zuzumuten ist. 

Die Einkommensgrenze liegt zur Zeit (März 2019) bei 1.179 Euro. Erhält die Frau bestimmte 

Sozialleistungen, die in § 1 Abs. 3 HiG aufgezählt sind, gelten die Voraussetzungen für die 

Kostenerstattung ebenfalls als erfüllt. Das Einkommen des Mannes darf nicht berücksichtigt 

werden. Der Umfang der Leistungen, die vom Land zu übernehmen sind, ist in § 24b SGB V. 

Buch geregelt. Fast alle Länder erstatten die Kosten in über 90% der Abtreibungen nach der 

Beratungsregelung in § 218a Abs. 1 StGB. Nur Bayern und das Saarland liegen mit rund 65% 

deutlich darunter. Hier hat die Frage nach einem verantwortlichen Umgang mit den 

Haushaltsmitteln anzusetzen. 

 

14 b) Die Juristenvereinigung Lebensrecht hat 2008 die Rechnungshöfe aller Bundesländer 

gefragt, ob sie bei der Erstattung der Abtreibungskosten die Voraussetzungen für die 

Erstattung prüfen, da die Kosten nur „in besonderen Fällen“ erstattet werden dürfen. Alle 

Bundesländer mit Ausnahme Bremens beantworteten die Anfrage. Die meisten bedankten 

sich für den Hinweis und erklärten, ihn in die Agenda für künftige Prüfungen aufnehmen zu 

wollen. Alle wiesen darauf hin, dass sie die Ergebnisse ihrer Prüfungen nur den Geprüften 

und den zuständigen Aufsichtsbehörden mitteilen dürfen. Die Rechnungshöfe von Baden-

Württemberg, Bayern, dem Saarland und Sachsen erklärten, diese Problematik bereits zum 

Gegenstand ihrer Prüfung gemacht zu haben.  

 

14 c) Im Landtag von Baden-Württemberg gab es bereits 2004 eine Anfrage nach den 

Leistungen an die Krankenkassen nach dem HiG. Der Antwort des Sozialministeriums sowie 

einer Denkschrift des Rechnungshofes von 2008 ist zu entnehmen, dass auch in Baden-

Württemberg die Erstattungsquote wie in Nordrhein-Westfalen in manchen Jahren über 100% 
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lag. Dies wurde damit erklärt, dass die Statistik der Erstattungen nicht identisch sein kann mit 

der Statistik des Statistischen Bundesamtes, da in den Erstattungen oft Abtreibungen des 4. 

Quartals des Vorjahres enthalten sind.  Die Landesregierung von Baden-Württemberg war 

auch gefragt worden, ob im Hinblick auf andere Bundesländer „Erkenntnisse darüber 

vorliegen, worin die Ursachen für unterschiedliche Kostenübernahme-Anteile liegen 

könnten“. Sehr aufschlussreich war die Antwort des Sozialministerium im Hinblick auf das 

Saarland: „Im Saarland lag die Erstattungsquote bis zum Jahr 2002 bei ca. 90%, im Jahr 2003 

bei ca. 66%. Vorausgegangen war eine Prüfung des Rechnungshofes bei der für die 

Kostenerstattung an die Krankenkassen zuständigen staatlichen Stelle. Hierbei wurde 

festgestellt, dass die Einkommensverhältnisse der Frauen nicht in allen Fällen sorgfältig 

geprüft worden waren. So waren beispielsweise Einmalzahlungen wie Urlaubs- oder 

Weihnachtsgeld und Kindergeld bei der Einkommensermittlung z.T. nicht hinzugerechnet 

worden. Unterkunftskosten wurden in einigen Fällen ausschließlich zu Lasten der Frau 

angerechnet. Zwischenzeitlich erstattet das Saarland den Krankenkassen nur noch 

Aufwendungen nach dem HiG, wenn die Krankenkassen die Anträge mit einem 

Bestätigungsvermerk versehen, der beinhaltet, dass nur Fälle nach § 218 StGB i.V.m. § 24b 

SGB V eingereicht wurden. Ist dieser Vermerk nicht vorhanden, lehnt das Saarland die 

Kostenerstattung ab“. 
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